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Vorwort zur 1. Auflage

Der IHK-Weiterbildungsabschluss »Geprüfter Wirtschaftsfachwirt/Geprüfte Wirt-
schaftsfachwirtin« hat sich in kürzester Zeit zu einer der – an der Zahl der Teilnehmen-
den gemessenen  – wichtigsten Prüfungen entwickelt. Die anspruchsvolle Prüfung 
bestätigt umfassende Kenntnisse in allen wesentlichen volks- und betriebswirtschaft-
lichen Themen, die Unternehmen von ihren Führungskräften erwarten.

Wirtschaftsfachwirte können deshalb in nahezu allen Unternehmensbereichen 
eingesetzt werden und ihre Kenntnisse und Fähigkeiten bei der Begleitung und Gestal-
tung der innerbetrieblichen Prozesse und Leistungen einbringen. Dazu benötigen sie 
die Fähigkeit zu unternehmerischem Denken, Kundenorientierung, die Bereitschaft zu 
eigenverantwortlichem Handeln und eine ausgeprägte Methodenkompetenz.

Das vorliegende Lehr- und Nachschlagewerk deckt die Inhalte des Rahmenplans 
und der Prüfungsordnung vollständig ab und kann deshalb zur unmittelbaren Vorbe-
reitung auf die Prüfung dienen. Es kann darüber hinaus allgemein von Studierenden 
und Praktikern zur systematischen Weiterbildung genutzt werden.

Die Darstellung orientiert sich streng an dem IHK-Rahmenplan. Von der Gliede-
rung wird nur dann vereinzelt abgewichen, wenn Mehrfachdarstellungen vermieden 
werden können oder die Erfahrungen mit den bisherigen Klausuren eine andere 
Schwerpunktsetzung sinnvoll erscheinen lassen. Wenn Themen für mehrere Fächer 
von Bedeutung sind, werden sie zusammenfassend dargestellt, um den Zusammen-
hang und die Logik erkennbar zu machen.

Konsequent wird darauf verzichtet, die Ausführungen über die geforderte notwen-
dige Tiefe hinaus auszudehnen. Sie orientieren sich nicht an der wissenschaftlichen 
Diskussion, sondern an den Anforderungen, die in der Prüfung zu erwarten sind. Eine 
klare Schwerpunktsetzung erfolgt bei besonders kritischen Themen. In den juristi-
schen Handlungsfeldern werden lediglich die relevanten grundlegenden Regelungen 
dargestellt, auf Besonderheiten wird bewusst verzichtet. Die Vorbereitung auf die Prü-
fung ist dadurch besonders konzentriert und zielorientiert möglich.

Weil der Rahmenstoffplan nichts Anderes vorsieht, beschränkt sich die Darstel-
lung auf die nationalen Vorschriften, insbesondere wird im Rechnungswesen auf inter-
nationale Rechnungslegungsvorschriften nicht eingegangen.

Die konzentrierte Prüfungsvorbereitung, die unmittelbar vor der Prüfung eher auf 
Vollständigkeit als auf Tiefe ausgerichtet ist, wird durch ausgewählte gestalterische 
Elemente unterstützt:

 y Bezeichnungen wurden reduziert und sprachlich angepasst.
 y Kernaussagen sind in Merksätzen prägnant verdeutlicht.
 y Zahlreiche Abbildungen machen die Ausführungen leichter zugänglich.
 y Beispiele erleichtern den Transfer für die Prüfung.
 y Gegenüberstellungen verdeutlichen die Unterschiede bei Sachverhalten, die 

typisch gegeneinander abgegrenzt werden müssen.
 y Aufzählungen lassen verschiedene Gesichtspunkte eines Themenfeldes über-

sichtlich erkennen.
 y Die Nennung der Paragrafen vereinfacht die Nutzung der relevanten Gesetzes-

texte.
 y Übungsaufgaben mit Lösungen ermöglichen eine Selbstkontrolle.
 y Durch das umfangreiche Stichwortverzeichnis lassen sich auch Details komforta-

bel recherchieren.

Vorwort zur 1. Auflage
Vorwort zur 1. Auflage
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Die Inhalte und der Ablauf der Prüfung sind in der »Verordnung über die Prüfung zum 
anerkannten Abschluss Geprüfter Wirtschaftsfachwirt/Geprüfte Wirtschaftsfachwir-
tin« i. d. F. vom 9.12.2019 (BGBl. I S. 2153) geregelt. Abbildung 0.1 stellt den dreigeteil-
ten Ablauf aus Sicht der Teilnehmenden dar.

Wirtschaftsbezogene 
Qualifi kationen

Handlungsspezifi sche
Qualifi kationen

Volks- und 
Betriebswirtschaft

Betriebliches 
Management

Rechnungswesen

Investition, 
Finanzierung, 

ReWe und Controlling

Präsentation und 
Fachgespräch

30 Min.

Recht und Steuern

Logistik

Unternehmensführung

Marketing und Vertrieb

Führung und 
Zusammenarbeit

Klausur mind. 75 Min.

Zwei Aufgaben-
stellungen

aufgrund einer
betrieblichen 
Situations-

beschreibung

insgesamt
480–510 Min.

Klausur mind. 90 Min.

Klausur mind. 75 Min.

Klausur mind. 90 Min.

Abb. 0.1: Prüfungsablauf

Entsprechend umfangreich und differenziert muss die Vorbereitung auf diese 
anspruchsvolle Prüfung sein. Die Qualifikationsinhalte der einzelnen Handlungsberei-
che dürfen dabei nicht isoliert betrachtet werden, sie bilden zusammen ein einheitli-
ches Gesamtsystem.

Ein wesentliches Element stellen die Übungen zur Selbstkontrolle dar. Die Auf-
gaben aus IHK-Klausuren zum Geprüften Wirtschaftsfachwirt/zur Geprüften Wirt-
schaftsfachwirtin sind entsprechend gekennzeichnet. Bei der Auswahl wurden die 
verschiedenen möglichen Aufgabentypen berücksichtigt. Für die Fächer der Wirt-
schaftsbezogenen Qualifikationen sind Aufgabenstellung und Lösung unverändert. 
Den Klausuren zu den Handlungsspezifischen Qualifikationen ist im Original eine 
Beschreibung der Rahmenbedingungen vorangestellt, die für alle Aufgaben der jewei-
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ligen Klausur gelten. Weil sie hier sinnvoll den Fächern zugeordnet sind, mussten die 
Aufgabenstellungen um die notwendigen Informationen ergänzt werden. Eine inhalt-
liche Veränderung ergibt sich dadurch nicht.

Um weitere mögliche Prüfungsthemen abdecken zu können, werden zusätzliche 
Aufgaben angeboten. Sie orientieren sich eng an den bisher vorliegenden Klausuren 
und können so ebenfalls mit der Art der Fragestellung vertraut machen.

Verlag und Autor wünschen allen Prüfungsteilnehmern viel Erfolg!

Köln, im März 2013 Dr. Hans J. Nicolini
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Vorwort zur 3. Auflage

Das bewährte Konzept, die Handlungsbereiche zwar gezielt, aber dennoch im Zusam-
menhang darzustellen, ist auch bei der Überarbeitung beibehalten worden. Durch 
Änderungen der Rahmenbedingungen und zusätzliche neue Herausforderungen sind 
jedoch Anpassungen und Überarbeitungen erforderlich geworden.

Die Neufassung des Berufsbildungsgesetzes ist berücksichtigt.
Die Formelsammlung des DIHK ist in einer Neufassung erschienen. Für die Neu-

auflage sind die Formeln redaktionell so weit wie möglich angepasst worden, um eine 
einheitliche Darstellung zu sichern und Irritationen zu vermeiden. 

Besondere Beachtung wird den bisher angebotenen Klausuren geschenkt. Die 
neue Auflage wurde um Fragestellungen ergänzt, die sich aus dem Rahmenplan nicht 
zwangsläufig ergeben, aber trotzdem Themen in der Prüfung waren.

Durch erweiterte Erläuterungen sollen die Beispiele und Lösungen zu den Aufga-
ben noch besser nachvollziehbar werden. 

Köln, im März 2023 Hans J. Nicolini

Vorwort zur 3. Auflage
Vorwort zur 3. Auflage
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1  Volks- und Betriebswirtschaft

1.1  Volkswirtschaftliche Grundlagen

1.1.1  Markt, Preis und Wettbewerb
1.1.1.1  Volkswirtschaftliche Produktionsfaktoren
Zur Deckung des menschlichen Bedarfs in einer Volkswirtschaft dienen die Güter, die 
durch die Nutzung der volkswirtschaftlichen Produktionsfaktoren (vgl. Abbildung 1.1) 
hergestellt werden können:

 y Boden. Die gesamte genutzte Bodenfläche einschließlich der Bodenschätze. Sie 
ist nutzbar

 – zum Anbau (Land- und Forstwirtschaft)
 – zum Abbau von Bodenschätzen (z. B. Kohle, Kies, Erze)
 – als Standort (z. B. für Produktionshallen, Straßen, Wohngebäude)

 y Arbeit. Das gesamte Arbeitskraftpotenzial kann nach unterschiedlichen Kriterien 
eingeteilt werden. Die Abbildungen 1.2 und 1.3 zeigen mögliche Einteilungskriterien.

 y Kapital. Produzierte Produktionsmittel, z. B. Maschinen und Anlagen, Gebäude 
und das Wissen in einer Volkswirtschaft.

 y Bildung. Z. B. Schulen, Berufsausbildung, Fortbildung, Wissenschaft und Forschung.

Volkswirtschaftliche 
Produktionsfaktoren

Boden

Originäre Produktionsfaktoren Derivative Produktionsfaktoren

Arbeit Kapital Bildung

Abb. 1.1: Volkswirtschaftliche Produktionsfaktoren

Arbeit

Exekutive
ausführende

Dispositive
planende

Abb. 1.2: Einteilung des Faktors Arbeit

Arbeit

körperliche geistige

Abb. 1.3: Einteilung des Faktors Arbeit

1 Volks- und Betriebswirtschaft
1 Volks- und Betriebswirtschaft
1.1 Volkswirtschaftliche Grundlagen
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1.1.1.2  Preisbildung auf den unterschiedlichen Märkten
Die Preisbildung vollzieht sich auf einem Markt. Am überzeugendsten ist die Interpre-
tation als Beziehungsgefüge, in dem Käufer und Verkäufer zu Tauschzwecken agieren.

Der Markt ist die Einrichtung, die für einen geplanten Tausch die Informationen und die 
Möglichkeiten bietet.

Die Interessen der Anbieter und Nachfrager werden über den Preis ausgeglichen, z. B. 
Wochenmarkt, Versandhandel, Internethandel, Aktienhandel.

Je nach Intention der Untersuchung ist eine präzisere Beschreibung sinnvoll. So 
kann der Markt danach eingegrenzt werden, welche Nachfrager am Marktgeschehen 
teilnehmen oder welche Verkäufer auftreten. Er kann unter geografischen Gesichts-
punkten abgegrenzt werden oder nach dem Geltungsbereich bestimmter Regeln, 
die das Marktverhalten bestimmen. Unterschiedliche Einteilungsmöglichkeiten zeigt 
Abbildung 1.4.

Kriterium Ausprägung Beispiel

Zugang Beschränkt Schornsteinfeger

Unbeschränkt

Organisation Regelungen vereinbart Börse, Auktion

Keine Regelungen

Zahl der Anbieter Viele Brot

Wenige Kraftstoff

Einer Spezialmedikament

Zahl der Nachfrager Viele Brot

Wenige Passagierflugzeuge

Einer Panzer

Ort Punktmarkt Börse

Flächenmarkt Versandhandel

Zeitraum Begrenzt Auktion

Unbegrenzt Lebensmittel

Abb. 1.4: Kriterien zur Marktabgrenzung

Für die meisten Fragestellungen ist eine Abgrenzung sinnvoll, die sich an den Gütern 
orientiert, die auf einem Markt angeboten und nachgefragt werden, oder die die Zahl 
der Marktteilnehmer zu einem Abgrenzungskriterium macht.

Aus dem letzten Kriterium kann das Marktformenschema abgeleitet werden. 
Die Preisbildung vollzieht sich völlig anders, je nachdem ob auf einer Marktseite ein 
Teilnehmer auftritt, ob es wenige oder viele sind. Bezogen auf einen konkreten Markt 
muss ein einzelner Anbieter immer groß sein, viele Anbieter müssen kleine Anbieter 
sein. Daraus ergibt sich das Marktformenschema in Abbildung 1.5.

Definition Markt
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Nachfrager
Anbieter

Einer Wenige Viele

Einer Bilaterales Monopol Beschränktes Monopol Monopol

Wenige Beschränktes Mono-
pson

Bilaterales Oligopol Oligopol

Viele Monopson Oligopson Bilaterales Polypol

Abb. 1.5: Marktformenschema

Dies ist eine sehr vereinfachte grobe Einteilung. Weitere Verfeinerungen des Schemas 
sind denkbar, z. B. für einen Markt, in dem es einen großen und viele kleine Anbie-
ter gibt usw. Außerdem sind die Abgrenzungen nur scheinbar genau, etwa der Unter-
schied zwischen »wenige« und »viele« und damit zwischen Oligopol und Polypol.

Ein weiteres Problem ist die inhaltliche Marktabgrenzung.

Beispiel: Marktabgrenzung Motorräder

Der Markt für Motorräder ist ein Oligopol, weil wenige Produzenten als Anbieter vielen 
Nachfragern gegenüberstehen. Motorräder konkurrieren aber sicher auch mit Motorrollern 
und Kleinwagen, so dass man fragen muss, ob die Hersteller von Kleinwagen- und Motorrol-
lern eigentlich in den Markt einbezogen werden müssten. Kleinwagen wiederum konkurrie-
ren aber zumindest teilweise mit Mittelklassewagen, so dass möglicherweise eine weitere 
Fassung der Marktgrenzen erforderlich wird.

Die Preise bestimmen auf den Märkten das reale Austauschverhältnis der Güter. Um 
die Preisbildung auf einem Markt modellhaft darstellen zu können, müssen verein-
fachende Annahmen getroffen werden. Ein Markt wird als vollkommen bezeichnet, 
wenn folgende Bedingungen erfüllt sind:

 y Sachliche Gleichartigkeit der Güter. Es soll keinen Unterschied geben hinsichtlich 
Qualität, Verpackung, Aufmachung usw., die Güter sollen homogen sein.

 y Keine persönlichen Präferenzen. Ein Kauf oder Verkauf darf nicht von den Sympa-
thien gegenüber den beteiligten Personen abhängen.

 y Keine räumlichen Präferenzen. Das Gut kann überall gekauft werden, weil ein ein-
heitlicher Preis vorausgesetzt wird.

 y Keine zeitlichen Differenzierungen. Nach dieser Bedingung ist ein Gut zur glei-
chen Zeit, mit gleichen Lieferfristen, gleicher Abfertigung und Bedienung erhält-
lich.

 y Viele Anbieter und Nachfrager. Es existiert ein bilaterales Polypol.
 y Vollständige Markttransparenz. Sie ist gegeben, wenn die Nachfrager über die 

Konditionen der Anbieter vollständig informiert sind und umgekehrt.
 y Unendliche Reaktionsgeschwindigkeit. Bei den Entscheidungen der Marktteil-

nehmer gibt es keine Verzögerungen.
 y Keine Zugangsbarrieren. Jeder kann ohne Investitionen zu tätigen am Marktge-

schehen teilnehmen.

Der vollkommene Markt ist ein theoretisches Modell, das die weitere Analyse vereinfachen 
soll.

Bedingungen voll-
kommener Markt
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In der Realität werden nur wenige Märkte die Bedingungen für den vollkommenen 
Markt wenigstens ansatzweise erfüllen wie z. B. die Wertpapierbörse und der Wochen-
markt.

Ein Markt wird als unvollkommen bezeichnet, wenn von den Homogenitätsbedin-
gungen, also den ersten vier der oben genannten Kennzeichen, wenigstens eine nicht 
erfüllt ist.

Die typische Nachfrage auf einem vollkommenen Markt zeigt die Abbildung 1.6: Je 
höher der Preis ist, desto geringer wird die Nachfrage sein. Da eine eindeutige Abhän-
gigkeit zwischen dem Preis und der nachgefragten Menge besteht, handelt es sich um 
eine Nachfragefunktion.

Diese Kurve muss keine Gerade sein. Dieser Verlauf wird hier lediglich angenom-
men, um die Darstellung zu vereinfachen.

Preis

Menge

N

Abb. 1.6: Nachfragekurve

Die von den Verkäufern angebotenen Mengen sind ebenfalls vom Preis abhängig. Der 
Verlauf der Angebotsfunktion ergibt sich dadurch, dass bei höheren Preisen mehr, bei 
niedrigen Preisen weniger angeboten wird.

Unter den Bedingungen des vollkommenen Marktes stellt sich – theoretisch – ein 
Gleichgewicht ein. Aus dem Zusammenwirken von Angebots- und Nachfragefunktion 
ergibt sich der Gleichgewichtspreis P0 und die Gleichgewichtsmenge M0. Gleichge-
wicht bedeutet in diesem Zusammenhang, dass der betrachtete Markt keine Tenden-
zen zu Veränderungen aufweist, weil die angebotene Menge und die nachgefragte 
Menge bei diesem Preis gleich sind, nämlich M0. Das Gleichgewicht liegt im Schnitt-
punkt der Angebots- und Nachfragekurve (vgl. Abbildung 1.7).

N

P

P0

M0

M

A

Abb. 1.7: Marktgleichgewicht bei vollständiger Konkurrenz

Gleichgewicht 
von Angebot und 

Nachfrage
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Der Preis, der sich auf einem Markt bildet, übernimmt unterschiedliche Funktio-
nen. Abbildung 1.8 gibt einen Überblick.

Signalfunktion Der Preis informiert über die Knappheit eines Gutes.

Lenkungsfunktion Der erzielbare Preis lenkt die Produktionsfaktoren auf die Märkte, 
auf denen die größte Nachfrage herrscht.

Ausgleichsfunktion Die Pläne der Haushalte und der Unternehmen werden in Über-
einstimmung gebracht.

Erziehungsfunktion Der Preis zwingt Konsumenten und Produzenten, die Güter 
sparsam zu nutzen.

Auslesefunktion Unternehmen, die nicht zum Marktpreis anbieten können, müs-
sen aus dem Markt ausscheiden.

Zuteilungsfunktion Der Lebensstandard der Haushalte wird durch den Preis be-
stimmt.

Abb. 1.8: Funktionen des Preises

1.1.1.3  Ziele und Instrumente der Wettbewerbspolitik
Wettbewerbspolitik soll volkswirtschaftlich oder sozial nicht gewollte Auswirkungen 
von wettbewerbsbeschränkendem Verhalten verhindern. Der Wettbewerb gewähr-
leistet, dass sich durch das Zusammentreffen von Anbietern und Nachfragern auf den 
Märkten Preise bilden, die eine Steuerungsfunktion für den Austausch der Güter und 
Dienstleistungen haben. Ziel ist eine möglichst optimale Versorgung der Bevölkerung, 
um einen möglichst hohen Wohlstand zu erreichen. Abbildung 1.9 verdeutlicht, wel-
che Funktionen der Wettbewerb übernimmt.

Steuerungsfunktion Unternehmen müssen ein Angebot entwickeln, das den Vorstellungen 
der Konsumenten entspricht.

Allokationsfunktion Um niedrige Preise erreichen zu können, müssen sie Produktionsver-
fahren anwenden, die eine optimale Kombination der Produktionsfak-
toren ermöglichen.

Innovationsfunktion Sie werden deshalb neue Produktionsverfahren entwickeln, um neue 
oder verbesserte Produkte anbieten zu können.

Anpassungsfunktion Sie reagieren flexibel auf die ständigen Änderungen in einer dyna-
mischen Wirtschaft durch Anpassung ihrer Produktionsprogramme, 
-verfahren und -kapazitäten.

Verteilungsfunktion Durch den Wettbewerb auf dem Arbeits- und Kapitalmarkt soll eine 
leistungsgerechte Einkommensverteilung gesichert werden.

Kontrollfunktion Der Wettbewerb ist ein gesellschaftlich etabliertes Verfahren zur Be-
grenzung und Kontrolle wirtschaftlicher Macht.

Abb. 1.9: Funktionen des Wettbewerbs

1.1.1.4  Eingriffe des Staates in die Preisbildung
Für den Staat bestehen verschiedene Möglichkeiten, in die Preisbildung auf den Märk-
ten einzugreifen. Er wird das tun, um unerwünschte politische und gesellschaftliche 
Folgen der Marktergebnisse zu vermeiden.
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Eingriffe des Staates

Subventionen Preisfestlegungen Steuern

Abb. 1.10: Eingriffe des Staates in die Preisbildung

Subventionen

Subventionen sind Zuwendungen des Staates, die ohne direkte Gegenleistung entweder den 
Konsumenten oder den Produzenten zugutekommen.

Sie bewirken, dass die Preise, die von den Konsumenten gezahlt werden, niedriger 
sind als die Preise, die letztlich die Produzenten erhalten. Die Arten von Subven-
tionen und ihre Begründungen werden in den Abbildungen 1.11 und 1.12 zusam-
mengefasst. Subventionen werden kritisch betrachtet, weil sie das Marktergebnis 
verfälschen.

Förderungssubventionen  y Erschließung neuer Wirtschaftsfelder
 y Förderung von Zukunftstechnologien

Biotechnologie

Anpassungssubventionen  y Erhalt von Arbeitsplätzen
 y Stärkung der regionalen Wirtschaft

Förderung von Exis-
tenzgründungen

Erhaltungssubventionen  y Erhalt von Arbeitsplätzen
 y Autarkie

 y Bergbau
 y Landwirtschaft

Abb. 1.11: Gründe für Subventionen

Subventionen

direkt

Direkte Zahlungen an 
Konsumenten oder 

Produzenten
z. B. 

Mietzuschüsse
Landwirtschaft

indirekt

Steuernachlässe
Zinsvergünstigungen

z. B. 
Existenzgründung
Gebäudesanierung

Abb. 1.12: Direkte und indirekte Subventionen

Höchst- und Mindestpreise
Zum Schutz der Marktteilnehmer können durch staatliches Eingreifen Höchst- und 
Mindestpreise festgesetzt werden. Gegenüber dem Gleichgewichtspreis entsteht 
dadurch ein Angebots- oder Nachfrageüberhang, denn im Gleichgewicht kann es 

Definition 
Subventionen
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weder einen Angebotsüberhang (= Nachfragelücke) noch einen Nachfrageüberhang 
(= Angebotslücke) geben (vgl. Abbildung 1.13).

N

P

P0

M0

M

A

Angebotsüberhang

Nachfrageüberhang

Abb. 1.13: Angebots- und Nachfrageüberhang

Ein Mindestpreis liegt oberhalb des Gleichgewichtspreises. Deshalb werden die Pro-
duzenten ihr Angebot erhöhen, während die Nachfrage zurückgeht. Weil aber der 
Preis garantiert ist, muss der Staat die nicht am Markt abgesetzte Menge aufkaufen. 
Mindestpreise dienen also dem Schutz der Produzenten, z. B. garantierte Abnahme-
preise für Landwirte.

Höchstpreise liegen unterhalb des Gleichgewichtspreises. Bei dem niedrigeren 
Preis fragen die Nachfrager mehr nach, die Produzenten verringern aber ihr Angebot. 
Es entsteht ein Nachfrageüberhang. Höchstpreise dienen also dem Schutz der Konsu-
menten, z. B. Netzentgelte, Gebühren für Handygespräche mit dem Ausland.

Steuern
Durch die Erhöhung oder Senkung von Abgaben kann der Staat den Marktpreis beein-
flussen, um unerwünschte Entwicklungen zu verhindern oder gewollte zu fördern.

Beispiele: Staatliche Steuerung des Marktpreises

Die Erhöhung der Steuern auf Alkopops hat die Nachfrage einbrechen lassen.

Durch die Energiesteuer wird der Energieverbrauch verteuert, um einen Anreiz zum Ener-
giesparen zu schaffen.

1.1.2  Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung
In der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung werden die Güter- und Einkommens-
ströme einer Volkswirtschaft in einer Periode erfasst und systematisch in einem 
Rechenwerk dargestellt. Dadurch erhält man für die Wirtschaftspolitik höchst bedeu-
tende Informationen, etwa über die Höhe der Produktion oder die Einkommens- und 
Vermögensverteilung.

1.1.2.1  Bruttoinlandsprodukt und Bruttonationaleinkommen
Der am häufigsten verwendete Maßstab zur Beschreibung der wirtschaftlichen 
Entwicklung einer Volkswirtschaft ist das Nationalprodukt. Es soll die gesamten 

Mindest- und 
Höchstpreise füh-
ren zu Angebots- 
oder Nachfrage-
überhängen
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Ergebnisse der wirtschaftlichen Tätigkeiten in einer Periode (i. d. R. ein Jahr) im 
betrachteten Wirtschaftsraum beschreiben. Dazu werden alle Güter und Dienst-
leistungen, die in der Wirtschaftsperiode produziert worden sind, mit ihrem Markt-
preis erfasst.

Das Bruttoinlandsprodukt gibt den Wert aller Güter und Dienstleistungen an, die in einem 
Jahr in einer Volkswirtschaft erwirtschaftet worden sind. Bei seiner Ermittlung wird zwi-
schen Entstehungs-, Verwendungs- und Verteilungsrechnung unterschieden.

Entstehung
Für die Entstehungsrechnung (vgl. dazu Abbildung 1.14) wird das BIP in die Beiträge 
der einzelnen Wirtschaftsbereiche aufgeteilt. Die Höhe entspricht der Summe aus 
seinem Beitrag zur Wertschöpfung, den Abschreibungen und den indirekten Steuern 
abzüglich Subventionen.

Staat, Haushalte

Dienstleistungen
Handel, Verkehr

Produzierendes
Gewerbe

Abb. 1.14: Bruttoinlandsprodukt (BIP) – Entstehung

Verwendung
Die Verwendungsrechnung (vgl. Abbildung 1.15) gibt Aufschluss darüber, in welchen 
Wirtschaftsbereichen das BIP verbraucht worden ist.

Vorratsveränderung

Bauten

Privater Konsum

Sonstige Anlagen

Ausrüstungen

Staatsverbrauch

Abb. 1.15: Bruttoinlandsprodukt – Verwendung

Bei der Interpretation ist zu beachten, dass die Verwendung konjunkturabhängig 
ist; aus einem Vergleich zweier aufeinanderfolgender Jahre dürfen deshalb keine 
Schlüsse auf langfristige Strukturveränderungen gezogen werden.

Definition Brutto-
inlandsprodukt
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Verteilung
In einer Verteilungsrechnung wird nachgewiesen, welche Anteile das Einkommen aus 
unselbstständiger Tätigkeit einerseits und Einkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen andererseits ausmachen (vgl. Abbildung 1.16).

Die Aufteilung in Arbeitnehmerentgelt und Unternehmens- und Vermögensein-
kommen ist funktional und darf nicht personenbezogen gesehen werden. Ein großer 
Teil der Arbeitnehmer verfügt über Vermögenseinkommen, wenn auch oft in beschei-
denem Rahmen. Andererseits können Personen, die ihrer Funktion nach eher dem 
Unternehmenssektor zugeordnet werden könnten, formal Arbeitnehmer sein.

Unternehmens- 
und Vermögens-

einkommen

Arbeitnehmer-
entgelt

Abb. 1.16: Bruttoinlandsprodukt – Verteilung

Beispiele: Arbeitnehmerentgelt, Vermögenseinkommen, Einkommen aus 
Unternehmertätigkeit

Das Gehalt eines Vorstandsvorsitzenden einer großen Aktiengesellschaft wird unabhängig 
von seiner Höhe als Arbeitnehmerentgelt erfasst, weil er angestellt ist.

Die Zinsen auf ein – auch geringes – Guthaben auf einem privaten Sparkonto werden als 
Vermögenseinkommen erfasst.

Ein Würstchenverkäufer im Fußballstadion erzielt Einkommen aus Unternehmertätigkeit, 
wenn er auf eigene Rechnung arbeitet. Ist er aber für einen anderen tätig, wird sein Einkom-
men als Arbeitnehmerentgelt berücksichtigt.

Nominales und reales Bruttoinlandsprodukt
Wird das Bruttoinlandprodukt nominal ermittelt, werden dabei die jeweiligen Markt-
preise zu Grunde gelegt. Diese Preise verändern sich aber von einer Periode zur ande-
ren, denn von mehr oder weniger hohen Preissteigerungen ist auszugehen. Abbildung 
1.17 verdeutlicht den Effekt. Ein Teil der Veränderung des BIP ist also nicht auf die 
zusätzliche Produktion von Gütern und Dienstleistungen zurückzuführen, sondern 
auf Preissteigerungen. Zur Ermittlung des realen BIP werden die Preissteigerungen 
herausgerechnet.

Die Entwicklung 
des nominellen 
BIP wird durch 
Preissteigerungen 
verzerrt
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Veränderung durch
Preissteigerung
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Abb. 1.17: Reales und nominales BIP

Die Aussagefähigkeit des realen BIP ist höher als die des nominalen BIP.
Während das BIP alle von Inländern erwirtschafteten Einkommen erfasst, enthält das 

BNE  alle im Inland von Inländern oder von Ausländern erwirtschafteten Einkommen. 

Beispiel:

Bruttoinlandsprodukt 

- Einkommen, die an die übrige Welt gezahlt wurden

+ Einkommen, die aus der übrigen Welt empfangen worden sind

= Bruttonationaleinkommen

1.1.2.2  Volkseinkommen
Das Volkseinkommen ist die Summe aller Erwerbs- und Vermögenseinkommen, die 
Inländern letztlich zugeflossen sind. Es umfasst das von Inländern empfangene Arbeit-
nehmerentgelt und die Unternehmens- und Vermögenseinkommen. Diese Größe wird 
üblicherweise für Verteilungsrechnungen genutzt.

Lohn- und Gewinnquote
Der Anteil der Arbeitnehmerentgelte am Volkseinkommen wird als Lohnquote 
bezeichnet. Entsprechend heißt der Anteil der Einkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen Gewinnquote.

Volkseinkommen

Lohnquote Gewinnquote

Abb. 1.18: Volkseinkommen – Lohn- und Gewinnquote

Volkseinkommen und verfügbares Einkommen
Das verfügbare Einkommen wird außerhalb des Regelwerkes der VGR ermittelt. Das 
Einkommen, das den Inländern tatsächlich für Konsum und Sparen zur Verfügung 
steht, ist geringer als das Volkseinkommen, denn vorab müssen die direkten Steu-

Lohn- und 
Gewinnquote wer-
den als Anteile am 
Volkseinkommen 

ermittelt
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ern, z. B. die Einkommensteuer, und die Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversicherung 
abgeführt werden.
Volkseinkommen
./. direkte Steuern
./. Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversicherung
= Verfügbares Einkommen

Einkommensumverteilung
Die Interpretation der Lohn- und Gewinnquote ist eher schwierig, weil dem Staat viel-
fältige Instrumente zur Umverteilung der Einkommen zur Verfügung stehen. Die aus 
dem Produktionsprozess entstandene primäre Einkommensverteilung wird durch 
Transfers, Steuern, Abgaben und die Bereitstellung öffentlicher Güter verändert.

 y Die horizontale Umverteilung erfolgt durch die Sozialversicherungssysteme. Prämien 
und Steuern werden einbezahlt und als Leistungen an die Anspruchsberechtigten 
ausgezahlt, z. B. Umlagefinanzierung in der Rentenversicherung, Pflegeversicherung.

 y Die vertikale Umverteilung führt zu einem Transfer von Kaufkraft von einkom-
mensstarken zu einkommensschwachen Gruppen, z. B. Progression in der Ein-
kommensteuer, Wohngeld, Arbeitslosengeld.

 y Die funktionelle Einkommensverteilung ist die Verteilung des Volkseinkommens 
in Arbeitnehmereinkommen und Unternehmer- und Vermögenseinkommen.

 y Die personelle Einkommensverteilung ist die Verteilung des Volkseinkommens 
auf die privaten Haushalte.

1.1.3  Konjunktur und Wirtschaftswachstum
1.1.3.1  Ziele der Stabilitätspolitik

Unter »Wirtschaftspolitik« versteht man jede zielgerichtete Einflussnahme auf die Wirt-
schaftsentwicklung.

Sie wird nicht nur vom Staat oder der Zentralbank gemacht, sondern auch von den 
großen Interessenverbänden und im Extremfall sogar von einzelnen Wirtschaftssub-
jekten. Ihre Ziele sind in Deutschland eindeutig geregelt: Das »Gesetz zur Förderung 
der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft«, kurz Stabilitätsgesetz genannt, aus 
dem Jahre 1967 legt fest, welche Ziele (vgl. Abbildung 1.19) zu verfolgen sind.

Ziel Messgröße Angestrebter Wert

Stetiges und angemessenes Wirtschafts-
wachstum

Zunahme des BIP 3–4 %

Stabilität des Preisniveaus Preisindex 2 %

Hoher Beschäftigungsstand Kapazitätsausnutzung Möglichst hoch

Außenwirtschaftliches Gleichgewicht Leistungsbilanzüberschuss Ausgeglichen

Abb. 1.19: Das »Magische Viereck«

Bei diesen vier Zielen spricht man vom Magischen Viereck, weil bei der Verfolgung 
dieser wirtschaftspolitischen Ziele Konflikte auftreten können, sie also nicht alle 

Definition Wirt-
schaftspolitik

Ziele der Wirt-
schaftspolitik

Zielbeziehungen – 
Konflikt und 
Harmonie
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gleichzeitig im gleichen Ausmaß zu verwirklichen sind. Die Erfüllung des einen führt 
zu einer Nichterreichung des anderen Zieles.

Beispiel

Vollbeschäftigung und Preisniveaustabilität sind konkurrierende Ziele: Preisniveaustabili-
tät ist nur erreichbar, wenn Arbeitslosigkeit in Kauf genommen wird.

Dieser Zielkonflikt lässt sich nur theoretisch verschieden lösen. Tatsächlich wird man 
einen Kompromiss anstreben, der dazu führt, dass beide Ziele nicht mit der mögli-
chen Intensität verfolgt werden, dass aber auch gleichzeitig keines der Ziele vollkom-
men unberücksichtigt bleibt.

Bei anderen Zielkombinationen kann dagegen Zielharmonie bestehen, mit einer 
Maßnahme können also mehrere der genannten Ziele erreicht werden.

Beispiel

Wirtschaftswachstum und Vollbeschäftigung lassen sich parallel verfolgen.

Seit dem Inkrafttreten des Stabilitätsgesetzes 1967 haben sich die Werte in der Gesell-
schaft verändert und dadurch sind neue Ziele hinzugekommen, die allgemein akzep-
tiert, aber im Stabilitätsgesetz nicht genannt sind:

 y gerechte Einkommens- und Vermögensverteilung sowie
 y Umweltschutz.

Aus dem ursprünglichen magischen Viereck ist also in der Realität ein magisches 
Sechseck geworden.

1.1.3.2  Wirtschaftspolitische Maßnahmen und Konzeptionen

Geldpolitik

Die Geldpolitik umfasst alle Maßnahmen, mit denen die Zentralbank die Geldmenge sowie 
die Geld- und Kreditversorgung der Wirtschaft beeinflusst.

Ihre wichtigsten Ziele sind die
 y Erhaltung des Binnenwertes des Geldes, also der Preisniveaustabilität sowie
 y Erhaltung der Kaufkraft nach außen, also Sicherung der Wechselkurse.

Steuerungsinstrument ist hauptsächlich die umlaufende Geldmenge. Eine Verknap-
pung der Geldmenge wird als restriktive Geldpolitik, eine Ausdehnung der Geldmenge 
als expansive Geldpolitik bezeichnet.

In Europa ist die Europäische Zentralbank für die Geldpolitik verantwortlich.

Finanzpolitik

Die Finanzpolitik umfasst die Maßnahmen des Staates, die seine Einnahmen und Ausgaben 
beeinflussen.

Vom magischen 
Viereck zum 

magischen 
Sechseck

Definition 
Geldpolitik

Definition Finanz-
politik
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Die Bereiche der Finanzpolitik zeigt Abbildung 1.20:
 y Die Wachstumspolitik soll ein stetiges Wirtschaftswachstum ermöglichen. Dazu gehö-

ren alle Maßnahmen zur Förderung des Wettbewerbs und des technischen Fortschritts.
 y Die Konjunkturpolitik zielt darauf ab, gesamtwirtschaftliche Schwankungen zu 

dämpfen, um eine kontinuierliche Wirtschaftsentwicklung zu erreichen.
 y Durch die Fiskalpolitik soll die Veränderung der öffentlichen Einnahmen und Aus-

gaben zur Steuerung der konjunkturellen Entwicklung gelenkt werden.
 y Maßnahmen der Strukturpolitik sollen negative Auswirkungen eines Struktur-

wandels entgegenwirken.
 y Durch die Sozialpolitik soll ein Mindestmaß an sozialer Sicherheit erreicht wer-

den. Dazu zählen die Sicherung eines ausreichenden Einkommens und die Leis-
tungen der gesetzlichen Sozialversicherungen.

Finanzpolitik

Wachstums-
politik

Konjunktur-
politik

Fiskal-
politik

Struktur-
politik

Sozial-
politik

Abb. 1.20: Die fünf Bereiche der Finanzpolitik

Tarifpolitik

Tarifpolitik umfasst alle Maßnahmen zur Gestaltung von Tarifverträgen.

Tarifverträge regeln die konkrete Gestaltung der Arbeitsbedingungen in Bezug auf:
 y die Entgeltfindung, z. B. Eingruppierung, Höhe des Entgelts, Zulagen, Zuschläge;
 y die arbeitsrechtlichen Rahmenbedingungen, z. B. Urlaub, Altersversorgung, Pau-

senregelungen, freie Tage.

Sie werden zwischen einer Gewerkschaft und einem Arbeitgeberverband (Flächenta-
rifvertrag) oder einem einzelnen Unternehmen (Haustarifvertrag) abgeschlossen. Die 
wesentlichen Rahmenbedingungen sind im Tarifvertragsgesetz (TVG) festgelegt.

Arbeitsmarktpolitik

Durch die Arbeitsmarktpolitik sollen das Angebot und die Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt 
beeinflusst werden.

Abbildung 1.21 zeigt die Unterscheidung zwischen aktiver und passiver Arbeitsmarkt-
politik.

Definition Tarif-
politik

Definition 
Arbeitsmarktpolitik
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Arbeitsmarktpolitik

aktive

Ziel:
Wiedereingliederung 

von Arbeitslosen in den 
Arbeitsmarkt. 

Z. B.:
Arbeitsvermittlung

Berufsberatung
Fort- und Weiterbildung
Förderung der Mobilität

passive

Ziel:
Linderung der wirtschaft-

lichen Folgen von 
 Arbeitslosigkeit

Z. B.:
Arbeitslosengeld 
Kurz arbeitergeld 
Insolvenzgeld

Abb. 1.21: Aktive und passive Arbeitsmarktpolitik

Nach heutiger Auffassung sind auch die Förderung des Wirtschaftswachstums und 
die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit Teile der Arbeitsmarktpolitik, weil sie 
Arbeitsplätze erhalten bzw. schaffen. Zuständig sind in erster Linie:

 y der Gesetzgeber,
 y die Bundesagentur für Arbeit,
 y die Arbeitgeberverbände,
 y die Gewerkschaften.

Vier Arten der Arbeitslosigkeit werden unterschieden:
 y Konjunkturelle Arbeitslosigkeit entsteht in Abhängigkeit von den Konjunktur-

phasen.
Beispiel: Bei Rückgang der Konjunktur werden Arbeitnehmer entlassen oder 
weniger eingestellt.

 y Saisonale Arbeitslosigkeit entsteht in Abhängigkeit von den Jahreszeiten.
Beispiele: Skiliftbetreiber, Sommerkleidung, Spargelernte

 y Strukturelle Arbeitslosigkeit entsteht durch grundlegende Veränderungen in 
Regionen oder bei bestimmten Berufen.
Beispiele: Druckereien benötigen keine Schriftsetzer mehr, durch Zechenschlie-
ßungen im Bergbau verloren zahlreiche Mitarbeiter ihren Arbeitsplatz

 y Friktionelle Arbeitslosigkeit entsteht, wenn der Wechsel von einer Arbeitsstelle 
zur nächsten nicht nahtlos erfolgt.

Umweltpolitik
Die gesellschaftliche Zukunftsaufgabe eines verstärkten Umweltschutzes ergibt sich aus 
der fortschreitenden Erschöpfung bzw. Verschlechterung der natürlichen Ressourcen.

Ziele staatlicher Umweltpolitik sind die umfassende Verminderung der Emission von Schad-
stoffen und die Beeinflussung der wirtschaftlichen Zielvorstellungen der Wirtschaftssub-
jekte, um den dauerhaften Erhalt der Umwelt zu sichern.

Vier Arten der 
Arbeitslosigkeit

Ziele der 
Umweltpolitik
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Während die Umweltpolitik früher vor allem die Emissionen von Anlagen vermin-
dern sollte, wird dieser Ansatz heute durch einen produktbezogenen Umweltschutz 
ergänzt. Dabei wird der gesamte Lebenszyklus eines Produktes betrachtet. Dazu gehö-
ren Rohstoffgewinnung, Herstellung, Transporte, Verschmutzung und Ressourcenver-
brauch während der Nutzung und auch die anschließende Verwertung und Entsorgung.

Beispiele: Produktbezogener Umweltschutz

Recycling, Nutzung nachwachsender Rohstoffe, Höchstgrenzen für den Schwefelgehalt 
leichter Heizöle, Festlegung von Grenzwerten bei Emissionen in die Luft, Lärmschutz, 
Begrenzung des Phosphatgehaltes in Waschmitteln.

Nachfrage- und angebotsorientierte Wirtschaftspolitik
Die Wirtschaftspolitik umfasst alle Maßnahmen, die das Wirtschaftsgeschehen zielge-
richtet beeinflussen. Dazu ist eine grundlegende Konzeption notwendig, aus der die 
Instrumente einer rationalen Wirtschaftspolitik abgeleitet werden können. Grund-
sätzlich wird zwischen den Konzepten der Angebots- und Nachfragepolitik unter
schieden. Die Abbildungen 1.22 und 1.23 fassen die beiden Ansätze zusammen.

Die angebotsorientierte Wirtschaftspolitik orientiert sich an der Verbesserung der Investiti-
onsbedingungen und der Produktionsstrukturen.

Sie soll die Rahmenbedingungen für die Unternehmen nachhaltig verbessern. Ihre 
Befürworter sind die Vertreter des Monetarismus, der bekannteste ist Milton Friedman.

Maßnahmen Ziele Probleme

Minderung der Staatsaus-
gaben

 y Zinsen sinken
 y Nachfrage steigt

Geringe öffentliche Investiti-
onen

Senkung der Personalkosten  y Höhere Wettbewerbsfä-
higkeit

 y Mehr Beschäftigung

 y Nachfrage sinkt
 y Arbeitslosigkeit wird 

exportiert

Senkung der Einkommen-
steuer

Höhere Leistungsanreize Steigende Staatsverschuldung

Weniger Regulierung  y Kostensenkung
 y Höhere Investitionen

 y Soziale Standards sinken
 y Lebensqualität sinkt

Abb. 1.22: Angebotsorientierte Wirtschaftspolitik

Maßnahmen Ziele Probleme

Nachfrageprogramme  y Multiplikatorwirkung
 y Wachstum entsteht

 y Staatsverschuldung steigt
 y Meist nicht ausreichend möglich

Investitionszulagen Investitionen steigen Mitnahmeeffekte

Senkung der Zinsen Investitionen steigen Kapitalabfluss

 y Lohnerhöhungen
 y Steuersenkungen

Steigende Nachfrage  y Nachfrage fließt in ausländische 
Produkte

 y Abfluss öffentlicher Mittel

Erhöhung der Sozialtransfers Steigende Nachfrage Verzerrung der Arbeitsmärkte

Aktive Arbeitsmarktpolitik Niedrige Arbeitslosigkeit Verzerrung der Arbeitsmärkte

Abb. 1.23: Nachfrageorientierte Wirtschaftspolitik

Angebots- versus 
nachfrageorien-
tierte Wirtschafts-
politik
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Die nachfrageorientierte Wirtschaftspolitik geht davon aus, dass die gesamtwirtschaftliche 
Nachfrage die Höhe der Produktion und den Grad der Beschäftigung bestimmt.

Der Staat hat danach mit seiner Fiskalpolitik steuernd so einzugreifen, dass eine nach-
haltige Vollbeschäftigung erreicht wird. Der bekannteste Vertreter dieser Konzeption 
ist John Maynard Keynes.

1.1.4  Außenwirtschaft
Der Handel mit anderen Ländern ermöglicht, die Vorteile internationaler Arbeitsteilung 
zu nutzen. Der Grund sind die unterschiedlichen Produktionskosten, die wiederum auf

 y unterschiedliche Produktionsverfahren,
 y unterschiedliche Faktorausstattung,
 y unterschiedliches Nachfrageverhalten

zurückzuführen sind. Abbildung 1.24 verdeutlicht die Gründe mit Beispielen.

Gründe für internationalen Handel

Unterschiedliche Verfüg-
barkeit von natürlichen 
Ressourcen

 y Boden
 y Klima
 y Rohstoffe

 y Bananen, Kaffee
 y Erdöl
 y Chrom, Nickel

Unterschiedliche natürliche 
Produktionsbedingungen

 y Steinkohle
 y Getreide

 y Südafrika ↔ Ruhrgebiet
 y Frankreich ↔ Norwegen

Technologische Lücke  y Know-how
 y Fertigungsverfahren

 y Satelliten
 y Hochhäuser

Kostendegression  y Vereinbarung erforderlich

Unterschiedliche Faktoraus-
stattung

 y Arbeitsintensive Produkte
 y Kapitalintensive Produkte

 y Entwicklungsländer
 y Industrieländer

Unterschiedliche Nachfrage

Abb. 1.24: Gründe für internationalen Handel

1.1.4.1  Freihandel und Protektionismus
Protektionismus und Freihandel sind zwei polare Konzepte zur Gestaltung der inter-
nationalen Wirtschaftsbeziehungen. Abbildung 1.25 verdeutlicht die Unterschiede.

Maßnahmen Ziele

Freihandel  y Abbau von Handelshemmnissen
 y Gegenseitige Öffnung der Märkte

Förderung des Exports

Protektionismus  y Aufbau von Handelshemmnissen
 y Abschottung des eigenen Marktes

 y Schutz von Arbeitsplätzen
 y Autarkie
 y Sicherung von Mindeststandards

Abb. 1.25: Freihandel und Protektionismus

Seit dem zweiten Weltkrieg wird die Liberalisierung des internationalen Handels vor-
angetrieben, insbesondere durch die Gründungen von GATT und WTO. Die Bildung 
von regionalen Freihandelszonen, von denen der Gemeinsame Markt der Europäi-

Regionale 
Freihandelszonen
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schen Union die bedeutendste ist, hat zum Abbau von Zöllen und nichttarifären Han-
delshemmnissen beigetragen.

Durch die neuen Technologien im Kommunikations-, Informations- und Transport-
wesen sind zunehmend weltweite Märkte für Waren, Kapital und Dienstleistungen 
entstanden. Dieser Prozess der Globalisierung ermöglicht, die jeweils günstigsten 
Produktionsstandorte auszuwählen. Als Folge entstehen Märkte, auf denen Angebote 
und Nachfragen aus der ganzen Welt zusammentreffen.

Unter ökonomischen Aspekten wird unter Globalisierung die fortschreitende Verflechtung 
des internationalen Handels und die Integration der nationalen Volkswirtschaften zu einem 
Weltmarkt verstanden.

Die zunehmende Vernetzung führt zu neuen Konflikten, aber auch zu neuen Formen 
der Zusammenarbeit. Die Liberalisierung und die starke Zunahme des internationalen 
Handels sind unmittelbare Ergebnisse der Globalisierung, die für die nationalen Volks-
wirtschaften von erheblicher Bedeutung sind:

 y Der Wettbewerb um Marktanteile verschärft sich.
 y Das Angebot wird größer und differenzierter.
 y Produktionsstätten werden verlagert.
 y Die Beschäftigung nimmt in den betroffenen Branchen ab.
 y Bildung und Ausbildung der Bevölkerung bekommen einen höheren Stellenwert.
 y Die Finanzmärkte werden weitgehend von der Realwirtschaft abgekoppelt.
 y Konjunkturentwicklungen auf den internationalen Märkten beeinflussen die nati-

onalen Konjunkturen.
 y Die internationale Preisentwicklung beeinflusst das nationale Preisniveau.

Abbildung 1.26 fasst die Aspekte der Globalisierung zusammen.

Globalisierung

Moderne Kommu-
nikationstechno-

logien

ökonomisch

Verbesserte
Transportmög-

lichkeiten

politisch

Liberalisierung 
des Welthandels

ökologisch

Verbesserte 
Unternehmens-
perspektiven

sozial

Abb. 1.26: Aspekte der Globalisierung

Als Kritik an der fortschreitenden Globalisierung werden genannt:
 y Menschenrechte werden weniger kontrollierbar.
 y Ökologische Mindeststandards können unterlaufen werden.
 y Internationale Konzerne beeinflussen aufgrund ihrer wirtschaftlichen Macht poli-

tische Prozesse.
 y Freier Wettbewerb führt auf dem Arbeitsmarkt zu Niedriglöhnen.
 y Deshalb kann soziale Sicherheit immer weniger garantiert werden.
 y Verlagerung von Arbeitsplätzen in Länder mit niedrigen Standards.
 y Die Abhängigkeit der Entwicklungsländer nimmt zu.

Folgen der Globa-
lisierung

Kritik an der 
Globalisierung
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1.1.4.2  Besonderheiten der EU

Europäischer Binnenmarkt
Der gemeinsame Binnenmarkt der Mitgliedstaaten der Europäischen Union ist mit 
27 Mitgliedstaaten der größte gemeinsame Markt der Welt. Er beruht auf vier Grund-
freiheiten (vgl. Abbildung 1.27).

 y Freier Warenverkehr: Der Handel zwischen den Mitgliedstaaten unterliegt grund-
sätzlich keinen Beschränkungen.

 y Personenfreizügigkeit: Arbeitnehmer haben die Möglichkeit, in einem anderen 
Land als dem Heimatland zu wohnen und zu arbeiten. Dazu gehören das Aufent-
haltsrecht und auch der Abbau von Passkontrollen.

 y Dienstleistungsfreiheit: Jeder Unternehmer aus einem Mitgliedstaat darf seine 
Leistungen auch in anderen EU-Staaten anbieten und durchführen.

 y Freier Kapital- und Zahlungsverkehr: Transfers von Geld und Wertpapieren unter-
liegen keinen Beschränkungen. Das gilt auch gegenüber Drittstaaten.

Grundfreiheiten

Freier
Warenverkehr

Personen-
freizügigkeit

Dienstleistungs-
freiheit

Freier Kapital- 
und

Zahlungsverkehr

Abb. 1.27: Die vier Grundfreiheiten des Europäischen Binnenmarkts

Europäische Währungsunion
Die Europäische Währungsunion ergänzt den Europäischen Binnenmarkt durch eine 
gemeinsame Währung. Seit 1999 ist der Euro die gemeinsame Währung, die derzeit in 
20 Staaten der Europäischen Union eingeführt ist. Die Vor- und Nachteile der gemein-
samen Währung (vgl. Abbildung 1.28) werden unterschiedlich gesehen.

Vorteile Nachteile

Niedrigere Transaktionskosten, weil der Um-
tausch entfällt

Unterstützung von wirtschaftlich schwachen 
Regionen erforderlich

Größere einheitliche Absatzmärkte Standortvorteile schwächerer Länder durch 
niedrige Lohnkosten

Anlagen sind gegen Währungsschwankungen 
gesichert

Geldpolitische Zielgrößen (z. B. die Geld-
menge) sind schwieriger festzulegen

Vereinfachte Buchführung. Gefahr der Verringerung der Geldwertstabilität

Vereinfachung des Vordringens auf ausländi-
sche Märkte

Einzelne Länder beeinflussen durch ihre Wirt-
schaftspolitik den Euro-Kurs

Höheres internationales Vertrauen in die 
Währung

Anpassungsfunktion der Wechselkurse wird 
geschwächt

Attraktivität für ausländische Direktinvestitio-
nen steigt auf einem größeren Markt

Harmonisierungsbestrebungen in anderen 
Bereichen werden unterstützt

Abb. 1.28: Vor- und Nachteile der Europäischen Währungsunion

Die vier Grund-
freiheiten des EU-

Binnenmarkts
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1.2  Betriebliche Funktionen und deren Zusammenwirken

Die betrieblichen Funktionen sind abgegrenzte Aufgaben- und Verantwortungsbereiche  
der betrieblichen Organisationsstruktur. Sie dienen dem gemeinsamen Zweck, Güter  
und Dienstleistungen zu erstellen, um damit die Interessen der Kunden zu befriedigen.

Die betrieblichen Grundfunktionen ergeben sich direkt aus den Marktbeziehungen. 
Querschnitt- und Servicefunktionen verfügen zwar nicht über diese direkte Marktbe-
ziehung, ohne sie wäre aber die Teilnahme des Unternehmens am Marktgeschehen 
nicht möglich. Abbildung 1.29 zeigt die typische Einteilung mit Aufgabenbereichen. 
Die Leitung des Unternehmens ist verantwortlich für das Zusammenwirken der Funk-
tionsbereiche, die in spezifischer Weise in Beziehung miteinander stehen. Dieses Sys-
tem muss aktiv gestaltet werden, damit die operationalisierten Unternehmensziele 
erreicht werden können.

Grundfunktionen Querschnitts- und Servicefunktionen

Forschung und 
Entwicklung

Personal  y Personalbeschaffung
 y Personalführung
 y Personalverwaltung
 y Aus- und Weiterbildung

Beschaffung  y Material
 y Personal
 y Lieferantenauswahl

Finanzen  y Buchführung
 y Jahresabschluss
 y Kostenrechnung

Produktion  y Arbeitsvorbereitung
 y Herstellung
 y Qualitätskontrolle

Information  y Controlling
 y Statistik

Absatz  y Marktanalyse
 y Marketing
 y Verkauf

Logistik  y Lager
 y Versand

Abb. 1.29: Betriebliche Funktionen

1.3  Existenzgründung

Selbstständigkeit ist die Berufstätigkeit auf eigenes finanzielles und soziales Risiko. Das 
schließt die Verantwortung und die Übernahme der Konsequenzen für das eigene Handeln 
ein, aber auch für das Unterlassen.

Die Ziele einer selbstständigen Tätigkeit aus Sicht der Existenzgründer sind
 y höhere Eigenverantwortung,
 y Unabhängigkeit von Vorgesetzten,
 y höheres Einkommen,
 y Vermeidung von Arbeitslosigkeit sowie
 y ein höherer gesellschaftlicher Status.

1.2 Betriebliche Funktionen und deren Zusammenwirken

1.3 Existenzgründung

Definition  
Selbstständigkeit
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1.3.1  Gründungsphasen
Nach der grundsätzlichen Entscheidung für die Selbstständigkeit ergeben sich unter-
schiedliche Wege für die Umsetzung, aber in der Regel laufen die Vorbereitungen in 
vier Phasen ab:

 y Orientierung. Die Überlegungen zur eigenen Geschäftsidee bestimmen die fol-
genden Schritte, denn sie haben Auswirkungen auf die Finanzierung, die Organi-
sation, notwendige Genehmigungen und Anmeldungen.

 y Konzeption und Planung. Nach der Entscheidung für eine Geschäftsidee wird ein 
detailliertes Geschäftsmodell ausgearbeitet. Das Ergebnis ist der Businessplan.

 y Umsetzung. Mit der anschließenden Umsetzung beginnt die praktische unterneh-
merische Tätigkeit.

 y Festigung. Um den unternehmerischen Erfolg dauerhaft zu sichern, werden sämt-
liche Funktionsbereiche auf ihre Effizienz und Effektivität hin überprüft und gege-
benenfalls die notwendigen Veränderungen veranlasst.

1.3.2  Voraussetzungen der Existenzgründung
Selbstständige müssen mehrfach qualifiziert sein. Selbstverständlich müssen die 
fachlichen Voraussetzungen gegeben sein, darüber hinaus sind aber weitere Kennt-
nisse und Eigenschaften unverzichtbar:

 y Eigeninitiative,  y Einsatzbereitschaft,
 y Verantwortungsbewusstsein,  y Stressresistenz,
 y berufliche Erfahrung,  y berufliche Qualifikationen,
 y Branchenkenntnisse,  y betriebswirtschaftliche Grundkenntnisse,
 y Entscheidungsfreudigkeit,  y Überzeugungs- und Durchsetzungskraft,
 y Risikobereitschaft,  y Belastbarkeit,
 y Realitätsbezug beim Planen,  y Frustrationstoleranz sowie
 y Kreativität,  y Führungserfahrung.

Weil diese Vielfachqualifikationen nur selten vorliegen, ist die Bereitschaft zu Fort- und 
Weiterbildung eine weitere wichtige Voraussetzung für den Erfolg einer Existenzgründung.

1.3.2.1  Risiken der Existenzgründung
Die betrieblichen und persönlichen Risiken, die mit dem Schritt in die Selbststän-
digkeit verbunden sind, können durch eine ehrliche Selbsteinschätzung minimiert 
werden. Betriebliche Risiken sind in dem mangelnden Wissen über wirtschaftliche 
Zusammenhänge und Abläufe begründet:

 y Der Umfang der notwendigen finanziellen Ausstattung wird oft falsch ermittelt.
 y Gründer sind verständlicherweise von ihrer Idee überzeugt und gehen davon aus, 

dass andere ihre Einschätzung teilen. Die Erwartungen über die Akzeptanz und die 
Nachfrage sind dann oft zu optimistisch.

 y Fehlende Marktkenntnis führt zu einer Fehleinschätzung der Konkurrenz.
 y Konjunkturschwankungen wirken sich besonders stark aus, wenn eine Abhängig-

keit von einem oder wenigen Produkten besteht.
 y Fehlende Erfahrung und mangelnde Analyse der Arbeitsabläufe führen zu Fehlern 

bei der Aufbauorganisation.

Bereitschaft 
zur Fortbildung 

notwendig
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Angesichts dieser betrieblichen Risiken kommt der Unternehmerpersönlichkeit eine 
besondere Bedeutung zu:

 y Branchenerfahrung ist bei jeder Gründung unerlässlich und in der Regel die Vor-
aussetzung für den Erfolg des neuen Unternehmens.

 y Die konsequente Einhaltung der Planungen erfordert eine Überzeugung, die auch 
durch erste Schwierigkeiten nicht erschüttert werden darf.

 y Die Leistungsfähigkeit wird zu optimistisch eingeschätzt. Wenn der Umsatz im 
Verhältnis zu den Investitionen und den fixen Kosten zu niedrig ist, wird sich kein 
dauerhafter Erfolg einstellen.

 y Besonders bei kleinen Unternehmen – und damit bei den meisten Gründungen – 
können Probleme im privaten Bereich den Erfolg nachhaltig gefährden.

Von allen Risiken ist die finanzielle Ausstattung das bedeutendste, weil
 y es durch Verringerung von anderen Risiken nicht kompensierbar ist.
 y sich die anderen Risiken mittelbar oder unmittelbar auf die finanzielle Situation auswirken.
 y es stärker als andere Risiken unmittelbar zur Existenzgefährdung führen kann.

Existenzgründer müssen deshalb das finanzielle Risiko durch eine angemessene 
Finanzausstattung möglichst gering halten.

Durch sorgfältige Beratung und Planung im Vorfeld der Gründung können die 
Gefahren für ein Scheitern identifiziert und minimiert werden.

1.3.2.2  Geschäftsidee
Es gibt keine Geschäftsidee, die sich für alle Gründer eignet. Jeder bringt unterschied-
liche Fähigkeiten und Voraussetzungen mit. Persönliche Interessen, Erfahrungen und 
Kontakte spielen ebenso eine Rolle wie die finanziellen Möglichkeiten:

 y Auch in traditionellen und gesättigten Märkten können Marktlücken aufgespürt wer-
den. Es gibt kaum ein Produkt, das nicht zu verbessern oder weiterzuentwickeln wäre.

 y Ein Erfolg versprechendes Vorgehen bei Neugründungen ist die Übernahme von 
Geschäftsideen aus anderen Branchen oder anderen Ländern.

 y Die frühe Ausnutzung von Ergebnissen des technischen Fortschritts und ihre 
Umsetzung in neue, bisher nicht vorhandene Produkte und Verfahren können zu 
einer sicheren Geschäftsidee führen.

 y Durch frühzeitiges Aufspüren neuer Trends, Vorlieben der Kunden oder neuer 
gesetzlicher Möglichkeiten können ebenfalls gute Voraussetzungen für eine 
erfolgreiche Neugründung geschaffen werden.

1.3.2.3  Businessplan
Jede Geschäftsidee wird individuell entwickelt und umgesetzt. Ein Businessplan zwingt 
den Gründer, seine Geschäftsidee systematisch in all ihren Ausprägungen zu beschrei-
ben. Er soll alle wichtigen Aspekte der Neugründung enthalten und veranschaulichen, 
wie und womit das neue Unternehmen den angestrebten Erfolg erzielen will.

Der Geschäftsplan dient vier wesentlichen Zielen:
 y Qualifizierung. Alle erfolgsrelevanten Bereiche des Unternehmens werden noch-

mals genau analysiert.
 y Überprüfung. Detaillierte Prüfung des Vorhabens und eventueller Alternativen.
 y Planung. Grundlage für die Realisierung und Umsetzung.
 y Finanzierung.

Beratung 
minimiert Risiken

Ziele des 
Businessplans
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Der Geschäftsplan bietet zunächst einen kurzen Überblick über das geplante Vorhaben 
auf ca. drei Seiten. Ein ausführlicherer Teil enthält dann auf 20 bis 30 Seiten detaillierte 
Angaben. Abbildung 1.30 gibt einen Überblick über die wesentlichen Bestandteile.

Historie  y Gründer
 y Gründungsdatum
 y Unternehmensgeschichte

Unternehmensorganisation  y Rechtsform
 y Statuten, Verträge
 y Beteiligungen
 y Kapitalstruktur, Kapitalgeber

Beschreibung des Vorhabens  y Unternehmenszweck
 y Beteiligungen
 y Standort

Marktforschung  y Marktpotenzial
 y Abgrenzung von Konkurrenten
 y Entwicklungspotenzial

Produktstrategie  y Kundennutzen
 y Alleinstellungsmerkmale
 y Stärken und Schwächen
 y Schutzrechte
 y Konkurrenz
 y Weiterentwicklungen

Preisstrategie  y Wettbewerbssituation
 y Kostenplanung
 y Besondere Konditionen

Kommunikationsstrategie  y Zielgruppe
 y Werbemaßnahmen
 y Öffentlichkeitsarbeit

Distributionsstrategie  y Zielgruppen
 y Vertriebskanäle

Management  y Motive der Gründer
 y Qualifikation
 y Position im Unternehmen
 y Anteile am Unternehmen

Organisation  y Personalausstattung
 y Lohnpolitik
 y Logistik

Finanzplanung  y Kapitalbedarfsplan
 y Eigen- und Fremdmittel
 y Investitionsplanung
 y Liquiditätsplanung
 y Rentabilitätsvorschau
 y Kostenstruktur
 y Fremdproduktion
 y Materialeinkauf

Chancen und Risiken  y Ausfall des Managements
 y Störung oder Ausfall der Produktion
 y Produkthaftpflicht
 y Gesetzesänderungen, gesetzliche Auflagen
 y Markttrends, konjunkturelle Entwicklung

Abb. 1.30: Bestandteile eines Geschäftsplans
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1.4  Rechtsformen

Die Wahl der Rechtsform ist von erheblichem Einfluss auf die zukünftigen Möglichkei-
ten des Unternehmens. Wichtige Entscheidungskriterien sind:

 y Haftung,
 y Leitungsbefugnis,
 y Gewinnverteilung
 y Mitbestimmungsregelungen,
 y Mindestkapitalausstattung,
 y Finanzierungsmöglichkeiten,
 y Steuerbelastung,
 y Publizitätspflichten,
 y Gründungskosten,
 y Kosten der Rechtsform,
 y Ansehen der Rechtsform.

1.4.1  Einzelunternehmen
Bei einem Einzelunternehmen führt und vertritt der Inhaber das Unternehmen, er 
trägt das gesamte Risiko und haftet mit seinem ganzen – auch privaten – Vermögen. 
Das gesamte benötigte Kapital wird von ihm allein aufgebracht. Eine Mindestkapi-
talausstattung ist nicht vorgeschrieben. Das Unternehmen ist Teil des Gesamtver-
mögens des Eigentümers. Die Vor- und Nachteile sind in Abbildung 1.31 gegenüber-
gestellt.

Vorteile Nachteile

Alleiniges Entscheidungsrecht, evtl. Mitbestim-
mungsregelungen

Qualität der Entscheidungen wird nicht 
geprüft

Anspruch auf den vollständigen Gewinn
Mindestkapital erforderlich

Hohes Risiko wegen unbeschränkter Haftung

Keine Gründungsvorschriften, evtl. Anmeldun-
gen erforderlich

Schwierige Kapitalbeschaffung

Hohe Motivation

Abb. 1.31: Vor- und Nachteile von Einzelunternehmen

1.4.2  Personengesellschaften
Die Bezeichnung fasst Unternehmensformen zusammen, in denen die Gesellschafter 
persönlich haften. Personengesellschaften haben keine eigene Rechtspersönlich-
keit.

Gesellschaft bürgerlichen Rechts
Die Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) ist die Grundform der Personengesell-
schaften. Sie ist ein Zusammenschluss von mindesten zwei natürlichen und/oder 
juristischen Personen, um einen gemeinsamen beliebigen Zweck zu erreichen. Die 
Vor- und Nachteile fasst Abbildung 1.32 zusammen.

1.4 Rechtsformen

Entscheidungskri-
terien für die Wahl 
der Rechtsform
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Vorteile Nachteile

Kein Mindestkapital erforderlich Haftung auch mit Privatvermögen

Kein Eintrag ins HR erforderlich Hohes Vertrauen erforderlich

Sehr einfache Gründung Zu jeder Entscheidung Zustimmung aller 
erforderlich

Vertragsgestaltung frei Bei Streitigkeiten schwierige Beweislage

Kostengünstig

Abb. 1.32: Vor- und Nachteile einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts

Beispiele

Zwei Teilnehmer an einem IHK-Lehrgang vereinbaren mündlich in einem formlosen 
Gespräch, eine Fahrgemeinschaft zu bilden, um Benzinkosten zu sparen.

Drei Bauunternehmen vereinbaren, sich gemeinsam als Arbeitsgemeinschaft um den Auf-
trag zum Bau einer Brücke zu bewerben.

Offene Handelsgesellschaft
Bei einer OHG betreiben zwei oder mehr Gesellschafter ein Handelsgewerbe unter 
gemeinsamer Firma. Die Gründung erfolgt durch den Abschluss eines formfreien Gesell-
schaftsvertrages, Schriftform ist nicht erforderlich. Die Gesellschafter der OHG haften 
persönlich und solidarisch mit ihrem gesamten Vermögen für alle Verbindlichkeiten der 
Gesellschaft. Alle Gesellschafter sind zur Geschäftsführung berechtigt, jeder kann die 
OHG bei gewöhnlichen Rechtsgeschäften allein vertreten. Bei Ausscheiden eines Gesell-
schafters besteht die OHG weiter. Ihre Vor- und Nachteile fasst Abbildung 1.33 zusammen.

Vorteile Nachteile

Ein Mindestkapital ist nicht vorgeschrieben Alle Gesellschafter haften uneingeschränkt 
auch mit ihrem Privatvermögen

Die Kreditwürdigkeit wird höher eingeschätzt 
als bei einem Einzelunternehmen

Die Eintragung ins Handelsregister ist zwin-
gend vorgeschrieben

Der Gesellschaftsvertrag kann an die individu-
ellen Bedürfnisse angepasst werden

Zwischen den Gesellschaftern ist ein starkes 
Vertrauensverhältnis erforderlich

Abb. 1.33: Vor- und Nachteile einer Offenen Handelsgesellschaft

Partnerschaftsgesellschaft
Angehörige freier Berufe können seit 1995 Partnerschaften gründen. Der Gesetzge-
ber wollte damit den Angehörigen der freien Berufe die Möglichkeit von Zusammen-
schlüssen ermöglichen, die einerseits den traditionellen Berufsbildern entsprechen, 
andererseits ein flexibles unternehmerisches Handeln ermöglichen. Wesentliche Vor-
schriften des BGB über Gesellschaften und die maßgeblichen Regelungen des HGB fin-
den entsprechende Anwendung.

Kommanditgesellschaft
Der Zweck der Kommanditgesellschaft ist ebenfalls der Betrieb eines Handelsgeschäf-
tes unter gemeinsamer Firma. Jeweils mindestens ein Kommanditist und mindestens 
ein Komplementär müssen Gesellschafter einer KG sein.

OHG betreibt 
Handelsgewerbe


